P R O T O K O L L
über die Sitzung der Gemeindevertretung am Dienstag, den 28. März 2006 

um 19:00 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes, 2. Stock.

Anwesende:        
   

	Herr Bürgermeister Ing. Johann Mühlbacher
	

	Herr Vizebürgermeister Franz Gschaider
	

	Herr GR. Harald Humer
	

	Herr GR. Roman Schörghofer
	

	Herr GR. Georg Auer
	

	Herr GR. Heimo Leypold
	

	Herr GR. Hermann Frauenlob
	

	Herr GV. Christoph Canaval
	

	Herr GV. Vinzenz Schmid
	

	Herr GV. Johann Dürnberger
	

	Herr GV. Franz Luginger
	

	Herr GV. Günther Nöhmer
	

	Herr GV. Ing. Wolfgang Dürnberger
	

	Herr GV. Anton Luginger
	

	Herr GV. Markus Fink
	

	Frau GV. Helene Dürnberger
	


Entschuldigt:




	Frau GV. Brigitte Költringer
	

	Herr GV. Kurt Hofer
	

	Frau GV. Rosemarie Schiefer
	


Schriftführer: Eva Liebenwein
T A G E S O R D N U N G

	 1. 
	 Fragestunde der Gemeindebürger

	 2. 
	 Vorstellung der neuen Geschäftsführer des RHV. Großraum Salzburg

	 3. 
	 Genehmigung des Protokolles vom 20. Dezember 2005

	 4. 
	 Bericht des Bürgermeisters

	 5. 
	 Grundstücksverkauf Baulandmodell Horneggergründe

	 6. 
	 Flurbereinigungsverfahren Rüppelgut - Nazibauer

	 7. 
	 Resolution "Heizscheck" an die Landesregierung

	 8. 
	 Stefan Hillerzeder, Trainting 13; Raumordnungsmäßige Bewilligung zum Einbau
 von drei Fremdenzimmern und einer Ferienwohnung im Wirtschaftsgebäude auf 
 GP. 3620, KG. Anthering

	 9. 
	 Ausnahmegenehmigung Kanalanschlußverpflichtung gem. § 34 BTG, 
 Stefan Hillerzeder, Würzenberg 13

	 10. 
	 Beratung Geschwindigkeitsbeschränkung 80 km/h Umfahrung Anthering B 156

	 11. 
	 Antrag der SPÖ-Gemeindefraktion vom 14.3.2006 auf Wiedereinführung einer
 Hundesteuer

	 12. 
	 Berichte aus den Ausschüssen

	 13. 
	 Allfälliges


Sitzungsverlauf:

Der Bürgermeister eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung, stellt die Beschlussfähigkeit fest und gibt bekannt, dass die Tagesordnung mit der Einladung zugegangen ist. Einwendungen zur Tagesordnung werden nicht vorgebracht. Der Bürgermeister geht daher in diese ein.

Zu Punkt 1.)

Zum Tagesordnungspunkt „Fragestunde der Gemeindebürger“ werden keine Anfragen gestellt.

Zu Punkt 2.)

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Bürgermeister den seit 1. Dezember 2005 neu bestellten Geschäftsführer des RHV. Großraum Salzburg und der SAB sowie seit 
1. März 2006 auch des Wasserverbandes Salzburger Becken, Herrn Mag. Josef Pultar, Nachfolger des Herrn Dr. Steger, sowie den technischen Leiter des RHV und der SAB, Herrn DI. Günter Matousch.

Mag. Pultar dankt der Gemeindevertretung für die Einladung und stellt sich sowie die Unternehmen SAB, RHV und den Wasserverband kurz vor. Weiters berichtet er über die wichtigsten Unternehmensdaten (jeder Gemeindevertreter erhält zwei Folder). Die Kläranlage in Siggerwiesen gehört zu einer der größten in Österreich. In den letzten 30 Jahren wurden in etwa € 300 Mio. in die Anlagen Siggerwiesen investiert. In nächster Zeit stehen keine größeren Investitionen an, viel mehr wird nun geschaut, kosteneffizienter zu werden (Überdenken der innerbetrieblichen Strukturen, usw.). Er spricht weiters das Projekt „Überleitung der Abwässer von Oberndorf/Laufen“ an, welches momentan ein großes Vorhaben ist. 

Der Wasserverband versteht sich einerseits als Anbieter eines zweiten Standbeines für die Gemeinden und andererseits als Einrichtung, die sich verpflichtet hat, für die Sicherung und Erhaltung zukünftiger Trinkwasserreserven einzutreten. 

DI. Matousch stellt sich ebenfalls kurz vor (technischer Leiter der SAB seit über 10 Jahren und seit August 2005 auch der Kläranlage) und ersucht die Mitglieder der Gemeindevertretung, sich jederzeit an sie beide zu wenden, wenn es Probleme gibt. Er stellt fest, dass sie auch in der Vergangenheit immer bemüht waren, den Dialog mit ihren Partnern - besonders mit den Anrainergemeinden - zu suchen. Es hat zwar in der Vergangenheit immer sehr kontroverse Diskussionen gegeben, was aber nicht heißen soll, dass sie nicht bemüht waren, die Probleme, die es gegeben hat, auch zu lösen. Es war einfach zum Teil sehr schwierig bzw. nicht machbar. Mit der Investition im Jahre 2003 haben sie das Problem Geruchsbelästigung gut in den Griff bekommen, so dass jetzt mit den Anrainergemeinden eine sehr gute Nachbarschaft gelebt werden kann. DI. Matousch wünscht sich, dass dies auch in Zukunft so weitergeführt werden soll. Das Bemühen um Problemlösung ist seitens des Unternehmens auf alle Fälle gegeben. 

Zum Thema Einleitung der Abwässer aus dem Bereich Oberndorf berichtet er, dass im Bereich der Stadt Salzburg in Kürze ein großes Unternehmen, bei dem sehr viel Abwasser anfällt, wegfällt und somit die Kapazitäten in der Anlage Siggerwiesen, die Oberndorf benötigen wird, mit einem Schlag frei werden. 

Der Bürgermeister dankt Herrn Mag. Pultar und Herrn DI. Matousch für die Berichte und bittet die Mitglieder der Gemeindevertretung, sich nun mit Fragen an die beiden zu wenden. Weiters stellt er fest, dass es momentan gottseidank, bedingt durch die neue Technologie,  mit der Geruchsbelästigung sehr gut funktioniert und er hofft, dass es in Zukunft in diesem Bereich keine Probleme mehr geben wird. Er stellt die Frage, ob man schon absehen kann, wie sich die Restmüllgebühren allgemein entwickeln werden.

GR. Frauenlob stellt die Frage, ob im Bereich der Kläranlage die Räumer schon in Betrieb sind.

DI. Matousch berichtet dazu, dass die Räumer saniert sind (statt Saugräumer sind jetzt Kettenräumer installiert) und die Sache erledigt ist. Weiters berichtet er zum Thema Mischsystem über die  Schwierigkeit bei der Führung einer Kläranlage, die immer in den Schwankungen des Zuflusses liegen.

 Zum Thema Geruchsbelästigung stellt er fest, dass seit 2004 in der SAB Siggerwiesen nur noch 1/10 der Abfallmenge gegenüber den Vorjahren deponiert wird (die andere Menge wird in Oberösterreich verbrannt). Der Rest, der in Siggerwiesen deponiert wird, besteht hauptsächlich aus Steinen, Glas usw. – relativ geruchsneutrales Material. Deshalb kam es auch zu einer derart schlagartigen Besserung und es wird nie mehr zu einer Deponierung wie früher kommen, weil das das Gesetz auch gar nicht mehr zulässt.

GV. Schmid stellt fest, dass er hofft, dass das Problem Geruchsbelästigung jetzt vom Tisch ist. Betreffend Überleitung der Abwässer von Oberndorf stellt er die Frage, ob es stimmt – wie in der Presse berichtet -, dass Oberndorf billiger einleiten darf als z.B. Anthering. 

DI. Matousch verneint dies, alle werden gleichbehandelt

Mag. Pultar stellt dazu fest, dass der Gegenteil der Fall ist. Die Investitionskosten, die der RHV für den Ausbau des Leitungsnetzes für Oberndorf aufwenden muss, werden Oberndorf/Laufen auf die Gebühren aufgeschlagen. Auf lange Sicht sparen sich die Mitglieder des RHV Geld, da die Summe der Kostenbelastung immer durch die Mengen der Einleiter dividiert wird und bei einem zusätzlichen Kostenträger geringere Kosten für die bestehenden Mitglieder anfallen.

GR. Leypold stellt die Frage, was Mag. Pultar damit meinte, die thermische Fraktion besser zu splitten, um Kosten zu sparen, heißt das, mehr Deponieanteil und falls ja, was wird mehr deponiert.  

Mag. Pultar erklärt dazu, dass momentan zwischen 70.000 und 80.000 to zu einem fixen, vertraglich vereinbarten Preis nach Oberösterreich in die Verbrennung geliefert werden. Innerhalb dieser Masse gibt es die Möglichkeit, einzelne Stoffströme einer anderen Verwertung, die günstiger ist, zuzuführen. Dadurch würden wesentliche Kosteneinsparungen getroffen werden.

GR. Auer stellt die Frage, ob nach Oberndorf/Laufen in Zukunft auch geplant ist, weitere Gemeinden aus dem bayrischen Raum einleiten zu lassen.

DI. Matousch berichtet, dass derzeit keine Anfragen dafür vorliegen und es momentan auch keine Diskussion in dieser Richtung gibt. 

Mag. Pultar stellt fest, dass es aber natürlich Sinn macht,  wenn ein Einleiter wegfällt, sich um jemanden neuen zu bemühen, auch deswegen, damit es für die bestehenden Einleiter nicht teurer wird. Die Kapazität einer Kläranlage soll natürlich optimal ausgenutzt werden.

GV. Nöhmer ist das Zitat zum Thema Geruchsbelästigung von DI. Matousch „….wir haben uns in den letzten Jahren bemüht…“ für einen Manager zu wenig.

DI. Matousch berichtet dazu, dass die Technik damals einfach noch nicht so weit war, umdie Geruchsbelästigung in den Griff zu bekommen. Er erklärt diverse Maßnahmen, die in der Vergangenheit zur Verbesserung der Situation ergriffen wurden bzw. auch Gründe, wodurch die Geruchsbelästigung zustande kam. Weiters berichtet er auch, dass vom Bürgermeister a.D. Ing. Alois Ehrenreich immer wieder massiver Druck auf die SAB wg. der Geruchsbelästigung ausgeübt wurde.

GV. W. Dürnberger stellt die Frage, wie die Müllmengen der nächsten Jahre abgeschätzt werden, was ja auch Auswirkungen auf den Verkehr in diesem Bereich hat, worauf Mag. Pultar antwortet, dass dies stark konjunkturabhängig (bei Wirtschaftswachstum Müllsteigerung) sei. DI. Matousch stellt dazu fest, dass das Verkehrsaufkommen in den letzten Jahren rückläufig war und erläutert die Gründe dafür. 

GR. Schörghofer berichtet, dass die Wiesen bzw. Straßenränder im Bereich der Zufahrtstraße zu den Anlagen in Siggerwiesen wieder sehr stark verschmutzt sind und bittet um Beseitigung des Schmutzes, wie es auch in den letzten Jahren immer geschehen ist. Weiters hofft er, dass von der neuen Geschäftsführung die Geschäftspolitik des Dr. Steger (unter anderem seine „Expansionssucht“) nicht weitergeführt wird, da die Gemeinde Anthering von diesem nach Strich und Faden verkauft wurde. Mit dem momentanen Zustand der Geruchsbelästigung kann man gut leben. Er bittet um keine weitere Expansion. Weiters will GR. Schörghofer die Projektabrechnung „Überleitung der Abwässer Oberndorf/Laufen“ sehen.

Mag. Pultar berichtet dazu, dass es momentan keine Ideen in Richtung Expansion mit bayrischen Gemeinden gibt. Generell zu der Frage „Expansion“ stellt er fest, dass, wenn sich die Anlagen Siggerwiesen nicht auch am freien Markt beteiligen würden, die Kosten für die Gemeinden anders ausschauen würden. Wenn man sich nicht auch daran (z.B. Sondermüll, Gewerbemüll) orientieren würde, wären die Anlagen heute nicht auf diesem technisch guten Standart und die jetzigen Gebühren könnten nicht gehalten werden. 

GR. Schörghofer stellt dazu fest, dass, wenn die Anlage nicht so groß wäre, auch der Aufwand geringer wäre.

DI. Matousch berichtet darüber, dass es bisher kaum ein Projekt gab, das so intensiv geprüft und diskutiert wurde wie die Abwasserüberleitung von Oberndorf/Laufen nach Siggerweisen. Die Förderstelle beim Amt der Salzburger Landesregierung hat einen externen Gutachter beauftragt, das Projekt technisch und wirtschaftlich zu prüfen. Man ist dabei eindeutig der Meinung gewesen, dass dieses Projekt – Überleitung nach Siggerwiesen – das Beste sei und nicht der Ausbau der Kläranlage in Oberndorf.

GV. Canaval stellt fest, dass für ihn das größte Problem an der ganzen Diskussion ist, dass notwendige Unterlagen nicht eingesehen werden können. Diese Anregung, dass die Unterlagen von der Gemeindevertretung eingesehen werden können, gilt aber dem Vorstand, nicht der Geschäftsführung. Weiters stellt er die Frage, ob die SAB 2005 einen Gewinn gemacht hat, was von Mag. Pultar verneint wird (in den Jahren 2003 und 2004 wurde jedoch ein Gewinn gemacht). 

Es erfolgen noch einige weitere Diskussionbeiträge zu diversen Punkten.

Zum Schluss spricht DI. Matousch die Einladung an die Gemeindevertreter aus, nach Siggerwiesen zu kommen und unter anderem die Kläranlagen zu besichtigen.

Der Bürgermeister wird einen Termin abklären und dankt DI. Matousch und Mag. Pultar für ihr Kommen.
Zu Punkt 3.)

Auf die Frage des Bürgermeisters, ob das Protokoll vom 20. Dezember 2005 verlesen werden soll, wird von den Fraktionen festgestellt, dass dies nicht notwendig ist, weil Gleichschriften an die Mitglieder der Gemeindevertretung zugestellt wurden.

Zur Frage des Bürgermeisters, ob es Einwendungen zum gegenständlichen Protokoll gibt, erfolgen keine Wortmeldungen.

Der Bürgermeister stellt daher fest, dass das Protokoll vom 20. Dezember 2005 als genehmigt gilt.

Zu Punkt 4.)

Zu diesem Tagesordnungspunkt übergibt der Bürgermeister den Vorsitz an den Vizebürgermeister. Der Vizebürgermeister übernimmt den Vorsitz und bittet den Bürgermeister um seinen Bericht.

Der Bürgermeister berichtet:

a) über eine Besprechung mit Frau Mag. Gutschi (Nachfolgerin von Frau Buchacher), der zuständigen Dame beim Hilfswerk für unseren Jugendtreff, vom 
23. Jänner 2006 über mögliche Einsparungsmaßnahmen für den Jugendtreff Anthering. Frau Mag. Gutschi hat eine Kostenkalkulation zugesagt, die aber bisher nicht vorliegt.

b) über ein Schreiben der Salzburger Funktaxivereinigung vom 23. Dezember 2005, in dem diese die Kündigung unseres Bustaxis bedauern und für die gute Zusammenarbeit danken.

c) über ein Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 21. Dezember 2005 betreffend Ergebnis der Abarbeitung der GAF-Anträge der Gemeinden und die beigelegte Aufstellung aller von der Gemeinde Anthering seit 2000 eingereichten GAF-Anträge (zwei GAF-Anträge von Anthering sind noch offen – einmal betreffend Energiesparmaßnahmen, Zusage der Förderung für das Jahr 2006, einmal betreffend diverser Straßenbaumaßnahmen, bei diesem Antrag ist noch nicht klar, wann die Gemeinde die Mittel bekommt).

d) über ein Schreiben der EuRegio vom 25. Jänner 2006 betreffend Machbarkeitsstudie für eine salzachquerende Straßenverbindung. Die Machbarkeitsstudie wird von der grenzüberschreitenden Bietergemeinschaft DI. Krammer, Puch, und DC Dorsch Consulting Ingenieurgesellschaft mbH., München, durchgeführt und soll bis Ende September 2007 fertiggestellt werden.

e) über ein Gespräch beim Amt der Salzburger Landesregierung am 18. Jänner 2006 bezüglich Lärmschutzmaßnahmen (wie im Riegetzettel verlautbart) und die Reaktionen der Anrainer.

f) über die Anfang Februar eingelangte Berufung des Herrn Rudolf Hutzinger (Unfall Friedhof) gegen das gefällte Urteil, welche beim OLG Linz eingebracht wurde.

g) über den Kurzbericht der Musikkapelle Anthering vom 6. Februar 2006 betreffend Musikerausbildung 2005.

h) über die Jahreshauptversammlung der Wassergenossenschaft Lehenbach – 
Oberlauf am 9. Februar 2006. Der bisherige Obmann Thomas Braunwieser hat die Obmannschaft zurückgelegt, Nachfolger ist sein Sohn Christian Braunwieser.

i) über eine Begehung/Besichtigung vom 22. Februar 2006 der Polytechnischen Schule in Oberndorf. Es wurde dort berichtet, dass ein Neubau ab dem Jahr 2009 vorgesehen ist (Platzmangel in der alten Schule), die Sprengelgemeinden müssen (nach Anzahl der Schüler) mitzahlen.

j) über die Mitgliederversammlung des Wasserverbandes Salzburger Becken am     27. Februar 2006.

k) über ein Gespräch des Bürgermeisters am 1. März 2006 mit der Familie Straßl sowie Rosina Frauenlob betreffend Verbreiterung der Bergstraße im Bereich der Liegenschaft Bergstraße 12. Es konnte keine Einigung erzielt werden.
l) über ein Schreiben der Kindergartenleiterin Veronika Schittenberger betreffend Anmeldungen zur Ferienbetreuung in diesem Sommer. Es haben sich 11 Kinder fix angemeldet, bei zwei zusätzlichen Kindern ist die Nutzung des Angebotes noch nicht sicher. Es kommt daher sicher zu einer Ferienbetreuung in diesem Sommer, da die Kindergartenkinder mit den Kindern der Regenbogengruppe gemeinsam betreut werden und somit auf alle Fälle genügend Kinder die Sommerbetreuung in Anspruch nehmen.

m) über die Treppelwegsitzung des Verbandes der Güterweggenossenschaften am 
6. März 2006, bei der unter anderem darüber diskutiert wurde, ob der Treppelweg im Winter geräumt werden muss oder nicht. Es wurde vereinbart, dass im Winter Tafeln mit dem Text „Benützen verboten“ auf gestellt werden sollen. 

n) über ein Mail an Herrn Ing. Laucher vom Amt der Salzburger Landesregierung vom 10. März 2006 betreffend Biomasse-Nahwärme in Anthering. Der Gasbrenner im Mehrzweckhaus ist kaputt und es muss im Sommer entschieden werden, wie weiter vorgegangen wird. Deshalb wird derzeit von Ing. Laucher geprüft, welche Lösung die Sinnvollste ist (entweder neuer Gasbrenner im Mehrzweckhaus oder Pelletsheizung (mit Anbindung des Pfarrheimes) oder als andere Variante im Dorfbereich alle Gemeindegebäude (Sportheim, Kindergarten, Schule, Schwimmbad, usw. sowie eventuell auf der „Strecke“ liegende andere große Abnehmer) an ein Heizkraftwerk anbinden. Ausschlaggebend ist vor allem der Kostenfaktor, in zweiter Linie erst der Umweltfaktor bzw. die Förderung des heimischen Produktes. 

o) über den Schaden in den Semesterferien bzw. die sofortige Reparatur bei einem Kindergartengruppenraum im Kindergarten Anthering bzw. beim Dach der Volksschule und Turnhalle durch den Schneedruck und die dementsprechenden Versicherungsmeldungen an die Uniqa. Die Schäden sind gänzlich von der Versicherung gedeckt. Bei einer zweiten Kindergartengruppe, bei der noch keine akute Gefahre bestand, soll die Absicherung im Sommer gemacht werden (Vorsorgemaßnahme). 

p) über die für den Ankauf eines neuen Rüstlöschfahrzeuges angesuchte Genehmigung und Förderung an den Landesfeuerwehrverband. Der Landesfeuerwehrverband Salzburg hat am 17. März 2006 mitgeteilt, dass für den Ankauf des Rüstlöschfahrzeuges eine Pauschalförderung von € 60.000,-- sowie € 20.000,-- Sonderförderung aus Mitteln des Katastrophenfonds zuerkannt werden. Geplant ist der Kauf für die Jahre 2009/2010, wie im Zuge der Budgeterstellung beraten wurde (Anschaffungskosten von € 320.000,-- gesamt). Bisher war in keinster Weise klar, wie sich die Bestimmungen entwickeln. Die Abgasnorm Euro5 kommt ab Oktober 2009, weshalb unbedingt zu überlegen ist, das Auto voher anzuschaffen, damit die Gemeinde nicht in diese aufwendige Ausführung Euro5 hineinkommt (Mehrkosten bei der Anschaffung und Mehrkosten bei der Erhaltung). Ein Vertreter der Firma Rosenbauer, der vor kurzem zu einem Gespräch im Gemeindeamt war, der unter anderem auch Feuerwehrkommandant in Bad Ischl ist, hat sehr plausibel und gut erklärt, dass eine Anschaffung vor Euro5 auf alle Fälle sinnvoll ist. Das Auto muss deshalb mit August 2008 angemeldet werden (Stichtag). Der weitere Weg könnte sein, dass die Ausschreibung im Mai 2007 begonnen wird, es im Herbst 2007 zu einer Bestellung kommt und dann ist ca. 1 Jahr Lieferzeit. Mit der zugesagten Förderung könnte man die Anzahlung im Jahr 2008 machen (müsste in der Ausschreibungsunterlage so definiert sein). 

q) über die Verhandlung am 17. März 2006 betreffend Härtefälle im Rahmen der Schülerbeförderung mit Hofrat Dr. Hans Rausch, Herrn Reg.Rat Erich Ramp für den Landesschulrat von Salzburg, Frau Ruepp vom Finanzamt Salzburg-Stadt und dem Bürgermeister. Der Bürgermeister berichtet, was die sogenannten „Härtefälle“ sind. Es geht dabei um Kosten für Anthering vom ca. € 700,-- im Jahr. Da die Kosten nur gering sind, hat der Bürgermeister bereits zugesagt.

r) über die 52. Generalversammlung des Sportvereines Anthering am 16. März 2006 im Sportheim Anthering, die Funktionäre blieben alle gleich.

s) über die ordentliche Generalversammlung des Antheringer Tennisclubs am 
17. März 2006, bei der der langjährige Obmann Franz Ebner nach 9 Jahren Obmannschaft verabschiedet wurde. Neuer Obmann ist Georg Höll, Stellvertreter Helmut Teufl.

t) über die Ausschusssitzung des Tourismusverbandes Anthering am 21. März 2006, bei der unter anderem davon gesprochen wurde, dass Anthering als „Gesundheitsdorf“ punkten soll (es wurde eine Arbeitsgruppe Marketing mit dem Thema „Gesundheit“ eingerichtet). Weiters wurde unter anderem über den Lauf- und Nordic-Walking Tag am 11. Juni 2006, das „Gstanzlsingen“ am 10. Juni 2006, den Nächtigungsrekord im Jahr 2005, usw. gesprochen.

u) über die 57. Jahreshauptversammlung der Wassergenossenschaft Anthering vom 24. März 2006 im Gasthof Vogl, die Funktionäre blieben gleich. 

v) über ein Schreiben der Gemeinde an die Wildbach- und Lawinenverbauung vom 24. März 2006 mit der Bitte um eheste Durchführung von Sanierungsmaßnahmen beim Bruckbach (Abrutschungen).

w) über das Verkehrsproblem im Bereich der B156 – Abfahrt Acharting. Im Winter war teilweise extremer Stau durch ganz Anthering hindurch, weil Autofahrer durch Anthering dem Stau auf der B156 ausweichen wollten. Es wurde nun bei Gemeinde bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung eine straßenpolizeiliche Verhandlung beantragt, ob nicht ein teilweises Fahrverbot (eventuell ausklappbare Fahrverbotstafel) für diesen Bereich verordnet werden könnte. Diese Verhandlung wird demnächst stattfinden.

x) über die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Anthering Süd Gewerbegebiet. Die Teilabänderung wurde der Abteilung 7 des Amtes der Salzburger Landesregierung nun zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorgelegt und von dieser abgelehnt mit der Begründung: „….der nunmehr beantragten Flächenwidmungsplanänderung der Flächen ….. als Gewerbegebiet kann zum heutigen Zeitpunkt zur Wahrung der Landesinteressen nicht zugestimmt werden….“. Der Bürgermeister erläutert dazu, dass vom Amt der Salzburger Landesregierung die Meinung vertreten wird, dass die  Machbarkeitsstudie der Salzachbrücke Bayern-Salzburg und die Betriebsansiedelung der Gemeinde Bergheim noch abgewartet werden muss. Der Bürgermeister berichtet dazu von seinen Bemühungen in den letzten Wochen, diese Entscheidung rückgängig zu machen, jedoch erfolglos. Weiters berichtet er, dass am 29. März 2006 ein Treffen der Fachleute stattfindet, in dem er nochmal die letzte Chance hat, sein Anliegen loszuwerden. Es besteht jetzt die Möglichkeit, den Antrag auf Teilabänderung beim Amt der Salzburger Landesregierung zu belassen und nur einen Teil davon zurückzunehmen, es würde somit anhängig bleiben, aber ausgesetzt. Er berichtet, dass zu beachten ist, dass die Fa. Hinteregger eine weitere Fläche zumieten will, die Firma wartet schon darauf und zweitens ist die Familie Braunwieser sehr darum bemüht, auf ihren Flächen Firmen anzusiedeln. 

Der Vizebürgermeister dankt dem Bürgermeister für seinen Bericht und ergänzt, dass er am 30. Jänner 2006 in Vertretung des Bürgermeisters auf der Verbandsversammlung des Regionalverbandes Flachgau-Nord war, in der es unter anderem um den Nachtzug (wird gut angenommen) und die Altenheime Bürmoos-Oberndorf ging.

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt. 

GV. Fink äußerst seine Bedenken, dass die Angelegenheit Teilabänderung Gewerbegebiet eine abgemachte Sache ist und die zuständigen Personen Anthering bis 2007 zurückhalten wollen, bis dahin ist die Sache mit der Fa. Schenker genehmigt ist und Anthering mit ihrem Gewerbegebiet über bleibt. 

Der Bürgermeister antwortet, dass er gestern ein Gespräch mit Landesrat Josef Eisl hatte, der auf der Seite der Gemeinde Anthering steht, dass dies auf keinen Fall passieren darf. LR. Eisl hat gesagt, dass, obwohl für die Ansiedelung der Fa. Schenker Landesinteresse besteht, eine Gemeinde wie Anthering, die „ihre Hausaufgaben gemacht hat und alles richtig vorbereitet hat“ ins Hintertreffen kommt. Genau um diese Sache geht es bei der Besprechung am 29. März 2006. Der Bürgermeister stellt fest, dass eine Bedingung sein muss, dass in dem Verkehrsgutachten stehen muss, dass Anthering das Gewerbegebiet – auch nach einer eventuellen Ansiedelung der Fa. Schenker – auf alle Fälle gewidmet bekommt. 

GR. Auer ist im Bezug auf die Teilabänderung des Gewerbegebietes auch der Meinung, dass Anthering nur einen Teil des Antrages zurückziehen soll. Zu den „Härtefällen“ stellt er fest, dass die Sicherheit der Kinder die € 700,-- wert sein muss. Weiters stellt er fest, dass der Stau durch Anthering heuer desöfteren sehr schlimm war und er begrüßt es sehr, dass der Bürgermeister in dieser Sache tätig geworden ist. 

GV. Canaval stellt die Frage, wie viele Kilometer ein Rüstlöschfahrzeug im Jahr fährt und findet, das der EU ein Brief geschrieben gehört, dass es lächerlich ist, dass Feuerwehrautos keine Ausnahme aus der Abgasnorm Euro4 und Euro5 bekommen! 

Der Vizebürgermeister antwortet, dass das jetzige Rüstlöschfahrzeug (25 Jahre alt) einen Kilometerstand von ca. 20.000 km aufweist.
Es erfolgt eine kurze Diskussion zu diesem Thema.

Zum Thema „Härtefälle“ findet GV. Canaval, gehört ebenfalls ein Protestbrief geschrieben, da er es nicht einsieht, dass die Gemeinde dafür bezahlen muss, dass Kinder, die als „Härtefälle“ gelten, nicht auch selbstverständlich transportiert werden.

Diese Aussage stößt auf große Zustimmung bei den anderen Mitgliedern der Gemeindevertretung. 

GR. Humer stellt fest, dass die Vorgangsweise bei der Teilabänderung des Gewerbegebietes Anthering fast an Gemeinheit grenzt. Er hofft sehr, dass die Vernunft siegt und eingesehen wird, dass Anthering dieses Gewerbegebiet braucht. 

GV. Nöhmer stellt an den Bürgermeister die Frage zu seiner Wortmeldung in der letzten Sitzung der Gemeindevertretung betreffend Bemühungen, die Fa. Fischkrieg zu bitten, das Wasser im Winter in den Luginger Seen nicht auszulassen, was zu diesem Thema geschehen ist. Weiters stellt er die Frage, wie der Stand der Dinge im Bezug auf den anteiligen Vorsteuerabzug im Hoheitsbereich der Gemeinde, wie von ihm angeregt, ist. 

Der Bürgermeister antwortet, dass er vom Bergheimer Bürgermeister erfahren hat, dass die Fa. Fischkrieg aus fischereitechnischer Sicht (Abtötung der Algen) einmal im Jahr das Wasser auslassen muss und sie dies nunmal im Winter macht, dreinreden läßt sie sich da nicht. Laut Bergheimer Bürgermeister gab es einmal eine Regelung, bei der die Gemeinde Bergheim Geld an die Fa. Fischkrieg zahlte, damit das Wasser nicht ausgelassen wird.

Es erfolgt eine kurze Diskussion darüber.

Zum Thema Vorsteuerabzug im Hoheitsbereich berichtet der Bürgermeister, dass dieser für das Jahr 2005 eingerichtet wurde, die Konten, bei denen dieser Vorsteuerabzug in Frage kommt, definiert wurden und bei der Steuererklärung, die Ende März fällig ist, die Vorsteuer bereits angefordert wird. Seit Jänner werden im Bauhof auch genaue Stundenaufzeichnungen geführt, anhand denen der genaue Schlüssel nachgewiesen werden kann, welcher Prozentsatz für den Vorsteuerabzug in Frage kommt. 

Seit 1. März ist ein Finanzamtprüfer (Umsatzsteuer) im Haus, der die Jahre 2002, 2003 und 2004 prüft, weshalb nun auch diese Jahre „offen“ sind und wir auch für diese drei Jahre noch der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden kann. 

GV. F. Luginger stellt zum Thema Gewerbegebiet fest, dass er hofft, dass Landrat Eisl Anthering in diesem Fall wirklich die Stange hält. Er versteht nicht, wie die Ansiedelung der Fa. Schenker Landesinteresse sein kann, wenn es noch nicht mal eine Umfahrung für Bergheim gibt. 

Es erfolgt eine kurze Diskussion darüber.

GV. Fink regt an, dass, wenn es zu einem temporären Durchfahrtsverbot durch Anthering kommen sollte, gleich die Polizei desöfteren vor Ort sein sollte, damit die Autofahrer das Durchfahrverbot auch ernst nehmen und beachten. 

Der Vizebürgermeister stellt fest, dass er Bergheim nicht verstehen kann, auf der einen Seite wird gejammert, dass der Verkehr so stark ist und auf der anderen Seite soll die Firma Schenker mit bis zu 500 Fahrzeugen pro Tag nach Siggerwiesen kommen. Er kann sich nicht vorstellen, dass die Bergheimer Gemeindevertreter dafür sein können. 

Zum Thema Härtefälle merkt er an, dass er es aus sicherheitstechnischen Gründen nicht in Ordnung findet, dass die Kinder nicht bis ganz nach Hause gefahren werden sollten. 

Am Ende dankt der Vizebürgermeister dem Bürgermeister für seine Bemühungen für die Verbreiterung der Bergstraße, es ist schade, dass die Familie Straßl so uneinsichtig ist, aber da kann man nichts daran ändern. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, gibt der Vizebürgermeister den Vorsitz an den Bürgermeister zurück. Der Bürgermeister dankt dem Vizebürgermeister für die Vorsitzführung.

Zu Punkt 5.)

Der Bürgermeister berichtet anhand einer Overheadfolie, dass entsprechend den diversen Vorberatungsgesprächen in einem Bereich des Baulandmodelles Horneggergründe anstatt der bisher geplanten Doppelwohnhäuser zwei Mehrfamilienhäuser für Antheringer Wohnungssuchende errichtet werden sollen. Hiefür soll im Anschluss an die bereits bestehenden Mehrfamilienhäuser (westseitig) ein weiterer Grundstücksanteil an die Heimat Österreich verkauft werden. Das Projekt wurde bei einer Veranstaltung im Kulturraum, zu der alle Wohnungswerber eingeladen wurden, bereits vorgestellt.

Entsprechend den Teilungsplänen des Geometer Fally soll eine Gesamtfläche im Ausmaß von 2.109 m² zum Preis in der Höhe von € 152,-- je m² an die Heimat Österreich verkauft werden. 

Aufstellung der Grundstücksteile:

GP. 1224/21

   1.160 m²

GP. 1224/20

      740 m²

GP. 1224/112
      186 m²

GP. 1224/36

        11 m²

GP. 1224/256
        12 m²

Gesamt

   2.109 m²
Die detaillierte Vermessungsurkunde des Geometer Fally liegt vor, der fertige Kaufvertrag noch nicht. Vor Unterzeichnung des Kaufvertrages kann dieser jedoch von den Mitgliedern der Gemeindevertretung eingesehen werden.

Es wird der Antrag gestellt, den Verkauf der Baugrundflächen im Baulandmodell Horneggergründe zu beschließen.

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt, es erfolgt eine kurze Diskussion. 

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird der Verkauf einer Fläche im Gesamtausmaß von 2.109 m², laut Vermessungsurkunde des Geometer Fally, im Bereich des Baulandmodelles Horneggergründe (Grundstücksteile GP. 1.224/21, 1224/20, 1224/112, 1224/36, 1224/256), zum Preis von € 152,-- je m², an die Heimat Österreich, zur Errichtung von Mehrfamilienhäusern, beschlossen.“

Zu Punkt 6.)

Der Bürgermeister berichtet anhand einer Overheadfolie, dass auf Antrag betroffener Grundeigentümer im Bereich der Ortschaft Kraibach auf Seekirchner Gemeindegebiet eine Neutrassierung der Gemeindestraße Richtung Wald-Anzfelden durchgeführt wurde. Der neu errichtete Güterweg samt Brücke beim Nazibauer in Kraibach wurde bereits vermessen und die Pläne liegen nunmehr vor. Die neue Straße wurde so trassiert, dass diese in Zukunft zur Gänze auf Seekirchner Gemeindegebiet zu liegen kommt. Da die derzeit bestehende Gemeindegrenze zwischen Anthering und Seekirchen im Bereich des Hauserbaches einen Richtungssprung vollzieht, ist es sinnvoll und notwendig, die Gemeindegrenze in diesem Bereich an den westlichen Straßenrand zu verlegen. Entsprechend den vorliegenden Lageplänen fallen insgesamt 153 m² von Anthering an Seekirchen, und 218 m² von Seekirchen nach Anthering.

Die Durchführung der Gemeindegrenzänderung wird im Rahmen des Flurbereinigungsverfahren Rüppelgut-Nazibauer von der Agrarbehörde Salzburg veranlasst. 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist für diese Maßnahme eine Stellungnahme der jeweiligen Gemeindevertretung einzuholen. 

Es wird daher der Antrag gestellt, die Änderung der Gemeindegrenze zwischen Anthering und der Stadtgemeinde Seekirchen im Bereich Nazibauer/Kraibach entsprechend den vorliegenden Lageplänen der Agrarbehörde Salzburg zu beschließen. 

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt, es erfolgt eine kurze Diskussion.

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird der Änderung der Gemeindegrenzen durch eine Neutrassierung der Gemeindestraße Richtung Wald-Anzfelden, im Bereich der Ortschaft Kraibach, bei der 218 m² des Gemeindegebietes von Seekirchen an Anthering gehen und umgekehrt 153 m² von Antheringer Gemeindegebiet an Seekirchen, zugestimmt.“

Zu Punkt 7.)

Der Bürgermeister berichtet, dass, wie bereits bekannt ist, die Salzburger Landesregierung auf Grund der in letzter Zeit äußerst stark gestiegenen Preise für Heizöl und Gas beschlossen hat, bedürftige Personen durch einmalige Auszahlung von Heizkostenzuschüssen als „Heizscheck“ für Heizöl (€ 130,--) und für Gas (€ 50,--) zu unterstützen. 

Die Aktion des Landes Salzburg enthält jedoch nicht die Produkte Holz und Pellets. In anderen Bundesländern werden alle Formen des Heizens unterstützt. 

Nunmehr wurde von der Ortsbauernschaft Anthering der Antrag gestellt, die Gemeindevertretung möge eine Resolution an die Salzburger Landesregierung beschliessen,  den Heizscheck auf alle Heizarten auszudehnen.
Es wird daher der Antrag gestellt, die Resolution an die Salzburger Landesregierung laut Entwurf, der den Mitgliedern der Gemeindevertretung bereits mit der Sitzungseinladung zugegangen ist, zu beschließen. 

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt.

Aufgrund des Vorschlages des GR. Humer sprechen sich die Mitglieder der Gemeindevertretung in der Diskussion dafür aus, dass die Resolution dahingehend ergänzt werden soll, dass sich auch der Bund wieder, wie dies ursprünglich der Fall war, an der Auszahlung der Heizkostenzuschüsse beteiligen soll.

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird die vorliegende Resolution an das Amt der Salzburger Landesregierung betreffend Ausweitung des Heizkostenzuschusses, der für Heizöl und Gas gewährt wird, für alle Formen des Heizens, beschlossen. Die Resolution soll dahingehend ergänzt werden, dass sich auch der Bund wieder an der Auszahlung der Heizkostenzuschüsse beteiligen soll.“

Zu Punkt 8.)

Der Bürgermeister berichtet anhand einer Overheadfolie, dass Herr Stefan Hillerzeder, Trainting 13, ein Ansuchen um Einzelbewilligung gem. § 24, Abs. 3, SROG 1998, betreffend die Nutzungsänderung eines bestehenden Lagerraumes im landwirtschaftlichen Wirtschaftstrakt in drei Fremdenzimmer und eine Ferienwohnung auf GP. 3620, KG. Anthering, eingebracht hat. Die Kundmachung des Ansuchens entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen erfolgte für die Dauer von 4 Wochen an der Amtstafel der Gemeinde. Zum Ansuchen wurde ein Raumordnungsgutachten der ALLEE 42, Landschaftsarchitekten GmbH., eingeholt, in welchem das Vorhaben näher beschrieben ist.  Das Gutachten ist den Mitgliedern der Gemeindevertretung bereits übersandt worden.

Die Ver- und Entsorgung der Liegenschaft ist aus dem bestehenden Anschlussleitungen gegeben. 

Im Raumordnungsgutachten wird zusammenfassend festgestellt, dass kein Widerspruch zu der im REK angestrebten Entwicklung festzustellen ist und das Vorhaben im Einklang mit den Planungszielen der Gemeinde steht. Somit wird das gegenständliche Ansuchen um Einzelbewilligung aus der Sicht der Ortsplanung befürwortet.

Es wird daher der Antrag gestellt, die beantragte Einzelbewilligung zu beschließen.

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt.

GR. Humer stellt die Frage, ob das Bauernhaus bereits an den Kanal angeschlossen ist und ob für die Nutzungsänderung zusätzliche Parkplätze geschaffen wurden. Beides wird vom Bürgermeister bejaht. Weiters stellt GR. Humer fest, dass er es nicht einsieht, dass – da der Umbau für diese Nutzungsänderung ja bereits fertiggestellt ist – dass jeder sogenannte „Schwarzbau“ von der Gemeindevertretung im nachhinein immer abgesegnet wird, da es doch nicht so schwer sein kann, eine Baumaßnahme bei der Gemeinde rechtzeitig anzuzeigen. 

Der Bürgermeister stimmt dem zu und berichtet kurz über eine Diskussion zwischen ihm und Herrn Stefan Hillerzeder. Der Bürgermeister unterstellt Herrn Hillerzeder Absicht bei der Nichtmeldung des Umbaues. 

Es erfolgt eine allgemeine Diskussion darüber, dass es immer wieder Bauern und Häuslbauer gibt, die einen Schwarzbau machen, teilweise aus „Angst“ vor den Amtsverfahren. Dies ist eine sehr ernste Angelegenheit, die man nicht auf die leichte Schulter nehmen darf, sind sich alle Mitglieder der Gemeindevertretung einig.

GV. Canaval schlägt vor, in einem Riegetzettel auf die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Folgen bei Nichtbeachtung bzw. auf die Möglichkeit von kostenlosen Bauberatungen beim Bürgermeister/Bauamt hinzuweisen, was von den Mitgliedern der Gemeindevertretung positiv aufgenommen wird. 

Die Gemeindevertretung fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeister wird Herrn Stefan Hillerzeder, Trainting 13, die Einzelbewilligung gem. § 24, Abs. 3, SROG 1998, betreffend die Nutzungsänderung eines bestehenden Lagerraumes im landwirtschaftlichen Wirtschaftstrakt in drei Fremdenzimmer und eine Ferienwohnung auf GP. 3620, KG. Anthering, gemäß Raumordnungsgutachten der ALLEE 42, Landschaftsarchitekten GmbH., erteilt.

Zu Punkt 9.)

Der Bürgermeister berichtet, dass die am 1.9.2000 neuerlich beantragte Ausnahmegenehmigung von der Kanalanschlussverpflichtung der Ehegatten Alois und Katharina Hillerzeder, Würzenberg 13, laut Beschluss in der Sitzung in der Gemeindevertretung am 14.8.2002 abgelehnt wurde. Anschließend wurde von den Ehegatten Hillerzeder eine Vorstellung an die Landesregierung eingebracht, welche als unbegründet abgewiesen wurde. 

Innerhalb offener Frist wurde anschließend Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof eingebracht, welcher den angefochtenen Bescheid wegen formaler Rechtswidrigkeit aufgehoben hat. Der angefochtene Bescheid wurde daher durch die Salzburger Landesregierung behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an die Gemeindevertretung der Gemeinde Anthering zurückgewiesen.

Zwischenzeitlich wurde der landwirtschaftliche Betrieb an den Sohn Stefan Hillerzeder 
übergeben. In einem persönlichen Gespräch mit dem nunmehrigen Eigentümer wurde dem Bürgermeister mitgeteilt, dass das Ansuchen um Ausnahmegenehmigung von der Einmündungsverpflichtung für das Bauernhaus Würzenberg 13 weiter aufrecht ist und von der Gemeindevertretung behandelt werden soll.

Auf Grund der Änderung der Besitzverhältnisse wurde ein neues Ansuchen um Ausnahmegenehmigung von der Einmündungsverpflichtung am 8.3.2006 eingebracht. 

Es wurde folgende Daten erhoben:

· Vermietung im Bauernhaus Würzenberg 13 erfolgt nicht

· Landwirtschaftliche Nutzfläche 19,3 ha

· Vorhandener Grubenraum 465 m³

· GVE pro ha landwirtschaftliche Nutzfläche 1,81

· Anzahl der Großvieheinheiten Jauche 30,9 GVE und Gülle 4 GVE

· Anzahl der Personen im Bauernhaus 4 Personen laut Ausnahmebestimmungen (3 Personen polizeilich gemeldet)

· Erforderlicher Grubenraum 274,5 m³ 

Die Abwässer aus dem Objekt Würzenberg 12 (inkl. der Austragwohnung) werden in den Ortskanal eingeleitet. Die Vermietung wird ausschließlich in diesem Objekt durchgeführt.

Die Ausnahmebestimmungen gem. Bautechnikgesetz sind daher für das Bauernhaus Würzenberg 13 derzeit erfüllt.

Es wird daher  der Antrag gestellt, die Ausnahmegenehmigung im Sinne des Ansuchens zu erteilen. 

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt. Es erfolgt eine kurze Diskussion.

GR. Auer stellt fest, da im Bauernhaus nunmehr – wie sich der Bürgermeister selbst überzeugte – nicht mehr vermietet wird und auch keine Berechtigung dazu mehr vorliegt, dass er für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung ist. 

GV. Canaval ist auch für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung.

GR. Humer stellt fest, dass die SPÖ Anthering es nicht einsieht, dass es überhaupt Ausnahmen gibt, weil es ungerecht ist, dass es Unterschiede zwischen Bauern im Ort und „auswärtigen“ Bauern in den Riegeten gibt. 
Die Gemeindevertretung fasst mehrheitlich, bei Gegenstimmen der Mitglieder der SPÖ Fraktion (GR. Humer, GR. Leypold, GV. Nöhmer und GV. H. Dürnberger) folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird aufgrund des Ansuchens vom 8. März 2006 von Herrn Stefan Hillerzeder, Würzenberg 13, die Ausnahmegenehmigungvon der Einmündungsverpflichtung in den Ortskanal für das Bauernhaus Würzenberg 13, erteilt.“

Zu Punkt 10.)

Der Bürgermeister berichtet, dass ihm GR. Humer und GV. Hofer im Rahmen des Sprechtages einen Besuch abgestattet haben, bei dem sie ihm über ihre „Idee“ zur Beantragung einer 80 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung auf der Umfahrung Anthering B156 berichtet haben. Zuständig für die Verordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung ist die Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung.

Es soll nun diskutiert werden, ob von der Gemeinde Anthering der Antrag zur Verordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung gestellt werden soll bzw. die weitere Vorgangsweise besprochen werden. 

Der Bürgermeister stellt dazu fest, dass er aufgrund seiner jahrelangen Berufserfahrung weiß, dass dieser Antrag sehr schwer bis gar nicht durchzubringen ist. Seine persönliche Meinung ist, dass in diesem Bereich keine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 80 km/h notwendig ist. Die 100 km/h sollten besser überwacht werden. Im Bereich Knoten Acharting (Auf- und Abfahrt) sollte jedoch eine Geschwindigkeitsbeschränkung zu fordern. Seine Befürchtung in dieser Sache ist jedoch, dass man, wenn man jetzt den Antrag für eine Geschwindigkeitsbeschränkung stellt, sich die Gemeinde selbst „den Wind aus den Segeln nimmt“ für die geplanten Lärmmessungen, die in nächster Zeit vom Amt der Salzburger Landesregierung (auf Kosten des Landes) in diesem Bereich der B156 durchgeführt werden. Das Amt der Salzburger Landesregierung hat sich lange gegen diese Messungen gewehrt und ist erst jetzt, nach intensiven Bemühungen des Bürgermeisters, darauf eingestiegen. Laut der Meinung des Bürgermeisters soll man mit diesem Antrag auf eine Geschwindigkeitsbeschränkung noch darauf warten, ob bei den in Kürze stattfindenden Lärmmessungen als Ergebnis die Errichtung bzw. Verbesserung von Lärmschutzmaßnahmen herauskommt. 

Als Gründe für die Beantragung der 80 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung hat die SPÖ-Fraktion die Sicherheit im Bereich Knoten Acharting, Umweltschutz (weniger Stickstoffdioxid-Ausstoss), geringere Lärmbelästigung (von 100 auf 80 km/h 2 Dezibel weniger) angeführt.
GR. Humer entschuldigt GV. Hofer, der dieses Thema eigentlich zur Sprache gebracht hat und heute leider aus beruflichen Gründen nicht an der Sitzung teilnehmen kann, was GV. Hofer sehr leid tut. Ausgangspunkt für die Geschwindigkeitsbeschränkung waren die Bemühungen der Arbeitsgruppe „Lärmschutz“ innerhalb der SPÖ-Anthering, die es seit zwei Jahren gibt. Nachdem es momentan so aussieht, als ob die Bemühungen um Lärmschutzwände (Verlängerung, Erhöhung) im Sand verlaufen würden, da die Experten der Meinung sind, dass dies zu wenig Erfolg bringen würde, hat sich die Arbeitsgruppe weitere Maßnahmen überlegt. Wird jetzt nur ein Lärmschutzwall errichtet, verringert dies die Geräuschbelastung zwar um einige Dezibel, allerdings nicht auf den gewünschten Wert. Die Arbeitsgruppe „Lärmschutz“ hat sich daraufhin überlegt, welche Lärmschutzmaßnahmen man zusätzlich zum Lärmschutzwall machen könnte und ist zu dem Entschluss gekommen, dass eine Geschwindigkeitsbeschränkung eine gute Lösung wäre. Das ist das hauptausschlaggebende Argument der SPÖ, das für diese Geschwindigkeitsbeschränkung spricht.  Lärmschutzwall und Geschwindigkeitsbeschränkung zusammen würden den gewünschten Lärmpegel von unter 50 dB erzielen. Dass das ganze nebenbei zu mehr Verkehrssicherheit führt und zudem umweltschonender ist, sind gute Nebeneffekte des ganzen. 

Da das Amt der Salzburger Landesregierung nun weitere Lärmmessungen („Echtlärmmessungen“) durchführen wird, hält es auch die SPÖ für richtig, diese Messungen sowie die Ergebnisse abzuwarten, bevor ein Antrag auf eine Geschwindigkeitsbeschränkung bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung gestellt wird. Alles, was die SPÖ erreichen will, ist, dass die Lebensqualität der Anwohner verbessert wird.

Der Bürgermeister stellt im Zuge der Diskussion fest, dass er bei der Verhandlung bezüglich temporärem Durchfahrtsverbot Abfahrt Acharting in Kürze mit den Verantwortlichen der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung zusammenkommt und im Zuge dieser Verhandlung abklären wird, ob man, losgelöst von einer Geschwindigkeitsbeschränkung im Bereich der gesamten Umfahrung, aus Sicherheitsgründen nur für den Bereich Knoten Acharting eine Geschwindigkeitsbeschränkung beantragen kann. 

Der Vizebürgermeister stellt dazu ebenfalls fest, dass man die Echtlärmmessungen des Amtes der Salzburger Landesregierung noch abwarten soll, da die Errichtung von Lärmschutzwänden Priorität vor einer Geschwindigkeitsbeschränkung haben sollte. 

GR. Leypold stellt dazu fest, dass die SPÖ-Anthering die Lärmmessungen des Amtes der Salzburger Landesregierung nie gefährden wollte. Deshalb wurde das Gespräch mit dem Bürgermeister auch gesucht, bevor die SPÖ-Zeitung erschienen ist. 

Es erfolgt eine rege Diskussion zu dem Thema.

In der Diskussion kommt man zu dem Ergebnis, dass, sollten die in Kürze folgenden Lärmmessungen des Amtes der Salzburger Landesregierung keine lärmverringernden Maßnahmen in Form von Lärmschutzwandverlängerungen bzw. –erhöhungen bringen, über einen Antrag auf eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 km/h auf 80 km/h im Bereich der Umfahrung Anthering auf der B156, nochmal diskutiert werden soll.

Die Mitglieder der Gemeindevertretung fassen einstimmig folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht und Antrag des Bürgermeisters wird beschlossen, dass bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung der Antrag auf Verordnung  einer Geschwindigkeitsbeschränkung im Bereich des Knoten Acharting von 100 km/h auf 80 km/h gestellt werden soll.“

Zu Punkt 11.)

Der Bürgermeister berichtet über den Antrag der SPÖ-Fraktion vom 14. März 2006 um Wiedereinführung einer Hundesteuer ab dem 1. Jänner 2007 im Gemeindegebiet von Anthering. Der Bürgermeister verliest den Antrag, der den Mitgliedern der Gemeindevertretung mit der Sitzungseinladung zugegangen ist. Befreiungsgründe von der Hundesteuer sollten sein: Hunde im öffentlichen Dienst (Rettung, Polizei, etc.), Blinden- und Partnerhunde. Die Höhe sollte laut Antrag € 25,-- pro Hund und Jahr – exkl. Hundemarke – betragen, für jeden weiteren Hund € 30,--. Die Steuer soll für die Abdeckung der Aufwände (Anschaffung und Entsorgung der Hundekotsackerl, Deckung des Arbeitsaufwandes der Gemeindearbeiter) verwendet werden.

Der Bürgermeister stellt zu diesem Antrag fest, dass es in den Jahren 1985 bis 1993 bereits eine Hundesteuer in Anthering gab, die Einnahmen betrugen im ersten Jahr umgerechnet € 2.147,48, im letzten Jahr 1993 € 1.635,14. Er berichtet kurz über die in dieser Zeit gemachten Erfahrungen (Probleme mit Meldungen, Verwaltungsaufwand, usw.) Weiters berichtet er, dass die Nachbargemeinden von Anthering alle eine Hundesteuer einheben. Er liest die Beträge, die die anderen Gemeinden einheben, vor.  Derzeit sind in etwa 105 Hunde in der Gemeinde Anthering gemeldet (aufgrund der Hundemarken). Er berichtet weiters, dass die bisherigen Kosten, die der Gemeinde für die Bereitstellung der Hundekotsackerl entstanden sind, € 750,-- betragen (6 Beutelspender inkl. 7.500 Sackerl). Der Nachkauf von 2.500 Stk. Entsorgungssackerl würde € 59,-- netto zzgl. Versand kosten. Die Hundekotentsorgungssackerl werden gut angenommen. 

Der Bürgermeister stellt weiters fest, dass die damalige Gemeindevertretung im Jahr 1993 die Hundesteuer wieder aufgehoben hat, weil der Verwaltungsaufwand gegenüber den Einnahmen sehr hoch war.

Der weitere Weg könnte jetzt laut Bürgermeister sein, heute einen Grundsatzbeschluss, ob ab dem Jahr 2007 eine Hundesteuer eingehoben werden soll, zu fassen und in weiterer Folge, sollte der Beschluss für die Einhebung einer Hundesteuer gefasst werden, in einer der nächsten Sitzungen der Gemeindevertretung eine Hundesteuerverordnung zu beschließen. Gesetzlich ist keine Hundesteuerverordnung nötig, sondern ein Beschluss der Gemeindevertretung ausreichend. Es wird jedoch empfohlen, trotzdem eine Hundesteuerverordnung zu beschließen, in der alle Details genau aufgelistet sind (Befreiungsgründe, Höhe, usw.).

Der Bürgermeister stellt fest, dass seiner Meinung nach das Problem Hundekot mit Einführung einer Hundesteuer nicht gelöst werden kann. 
Der Bericht wird zur Diskussion gestellt. 

GV. Canaval stellt fest, dass er gegen die Einführung einer Hundesteuer ist.

Der Vizebürgermeister berichtet, dass die Ortsbauernschaft 1985 damals die Einführung der Hundesteuer gefordert hat, da die Bauern es als Ungerechtigkeit empfunden haben, dass die Hunde ihren Grund und Boden als Hundeklo benutzen. Der gewünschte Erfolg konnte jedoch mit der Einführung der Hundesteuer nicht erzielt werden, weshalb sie im Jahre 1993 auch wieder abgeschafft wurde. Er findet das ganze sehr schwierig.

GR. Auer stellt fest, dass es immer ein Problem ist, eine Steuer neu einzuführen, weil die Bürger immer fragen, was sie dafür kriegen. Der Aufwand für die Hunde ist ja nicht sehr groß, im Gegenteil, der Verwaltungsaufwand ist dementsprechend höher. Und nur um das Budget ein wenig aufzustocken ist ein zu geringer Grund für ihn. Den Hundekot bekommt man auch mit einer Steuer nicht weg, er tut sich auch ein wenig schwer in dieser Sache. 

GR. Humer fasst zusammen, dass die Gemeinde bisher € 750,-- für die Hundesackerlspender inkl. Sackerl  ausgegeben hat und diese Hundekotentsorgung der Gemeinde auch weiterhin Kosten verursachen wird (auch die Arbeit der Gemeindearbeiter). Das Argument, die Hundesteuer wird den Hundekot nicht wegbringen, zählt für ihn nicht, da man dann ja auch die Sackerlspender wieder entfernen müsste, da diese auch nicht den gewünschten Erfolg bringen. Er findet, der Aufwand, der anfällt, soll mit der Hundesteuer gedeckt werden. Wie man sieht, gibt es in allen Nachbargemeinden eine Hundesteuer, Anthering ist somit die einzige Gemeinde rund um den Haunsberg, die noch keine hat. Es können ja nicht alle anderen Gemeinden irren. Außerdem stellt er fest, dass die Hundesteuer laut der alten Sitzungsprotokolle vom Jahre 1993 nicht wegen des hohen Verwaltungsaufwandes abgeschafft wurde, sondern deswegen, weil die Ortsbauern damals den Antrag auf eine Ausnahme für Hofhunde gestellt haben und bevor man sich dann damit auseinandergesetzt hat, hat man die Hundesteuer gleich ganz abgeschafft. 

Der Bürgermeister stellt dazu fest, dass er sich noch gut erinnern kann, welche Probleme die Einhebung der Außenstände damals mit sich gebracht hat. 

GV. H. Dürnberger findet es auch berechtigt, dass eine Hundesteuer eingeführt wird und regt an, mehr Mistkübel aufzuhängen, in die die Hundebesitzer die vollen Hundekotsackerl entsorgen können.

Der Bürgermeister warnt davor, dies exzentrisch zu betreiben, da dann im Sommer ein Gemeindearbeiter vielleicht einen halben Tag lang mit dem Entleeren von Mistkübeln beschäftigt ist. Er erzählt, dass schon jetzt viele Anrufe beim Gemeindeamt einlangen, in denen weitere Hundesackerlspender gefordert werden, alles muss eine Grenze haben.

GR. Frauenlob stellt fest, dass es ungerecht ist, dass die Sackerlspender nur im Ortsgebiet aufgehängt sind und nicht in den Riegeten und trotzdem jeder Hundesteuer zahlen muss. Auch jene, die gar keine Möglichkeit haben, die Hundesackerl zu nutzen. 

GR. Leypold regt an, im Bereich Bruckbachstraße Richtung Leberersiedlung einen Beutelspender aufzuhängen, da dies eine sehr beliebte Spazierstrecke für Hundebesitzer ist. 

GV. W. Dürnberger ist gegen die Einführung der Hundesteuer, er ist eher der Meinung, dass sich Hundebesitzer dann denken, da sie ja eine Steuer abliefern, müssen sie auch den Hundekot nicht mehr selbst entsorgen „…ich zahle ja immerhin dafür, also kann die Gemeinde auch für die Entsorgung/Sauberhaltung sorgen….“. Jeder kennt das Problem aus den Medien, welches derzeit und auch schon früher dort ausreichend diskutiert wird. Er glaubt deshalb nicht, dass durch die Einführung der Steuer irgendetwas besser wird. 

GV. A. Luginger findet, jedes benutzte Hundekotsackerl ist ein Hundekothaufen weniger auf der Straße und stellt somit eine Verbesserung dar. Er findet die Lösung mit den Sackerl sehr gut, findet aber auch, dass man nicht zu viele Mistkübel aufstellen sollte, erstens wegen der Entleerung und zweitens, damit nicht plötzlich Hundebesitzer von Nachbargemeinden nach Anthering zum Spazierengehen mit ihren Hunden kommen, weil es bei uns so „bequem“ ist. Natürlich stimmt es, wenn im Idealfall jeder Hund gemeldet werden würde und auch für jeden Hund bezahlt werden würde, dann wäre alles ok und dann fände er die Einführung einer Hundesteuer gut. Schlimm ist seiner Meinung nach nur, dass man nicht verhindern kann, dass es auch Leute gibt, die dann nicht zahlen wollen.

Der Bürgermeister stellt dazu fest, dass diese Beträge, und sind sie auch noch so klein, genau wie jede andere Gemeindeabgabe exekutiert werden müssen. 

GR. Auer gibt nochmal seine Meinung kund, dass er nicht findet, dass sich der Aufwand dafür auszahlt. Er befürchtet, dass die Leute dann immer mehr fordern werden, weil sie „ja sowieso dafür zahlen“. 

GV. Canaval berichtet, dass er 20 Jahre lang in Wien gelebt hat und deshalb behaupten kann, dass bei uns in Anthering das Problem Hundekot nicht existiert bzw. nicht annähernd so schlimm ist. 

Es erfolgt noch eine kurze Diskussion, in der sich die Mitglieder der Gemeindevertretung auf Antrag des Bürgermeisters einstimmig für eine geheime Abstimmung aussprechen, ob eine Hundesteuer eingeführt werden soll oder nicht.

Es wird eine geheime Abstimmung durchgeführt, Ergebnis: 7 Stimmen gegen die Einführung der Hundesteuer, 9 Stimmen für die Einführung der Hundesteuer ab dem 1.1.2007.

Die Gemeindevertretung fasst bei geheimer Abstimmung (9 Stimmen dafür, 7 Gegenstimmen)  folgenden Beschluss:

„Im Sinne von Bericht des Bürgermeisters und Antrag der SPÖ-Fraktion wird der Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Hundesteuer ab dem 1. Jänner 2007 gefasst. Eine genaue Hundesteuerverordnung wird in einer der nächsten Sitzungen der Gemeindevertretung beschlossen.“
Zu Punkt 12.)

Der Bürgermeister stellt fest, dass der Umweltausschuss, der Bauausschuss sowie der Sozialausschuss getagt haben und bittet die Obmänner um deren Berichte.

GV. Schmid berichtet als Obmann des Sozialausschusses, der am 13. März 2006 getagt hat, unter anderem darüber, dass wieder einige Anträge betreffend „Trümmerfrauen“ sowie Pflegegeld, Rezept- und Rundfunkgebührenbefreiung, Verringerung der Selbstbehalte bei Spitalsaufenthalten, usw. gestellt wurden. Hilfe hatte er dabei viel von Johann Schörghofer und Franz Luginger sen. 

Weiters berichtet er über einen Polizeivortrag im Kulturraum über das Thema Dämmerungseinbrüche und Einschleichdiebstähle, zu dem über 50 Leute kamen. Die vortragenden Polizisten haben sich sehr gefreut, vor so vielen interessierten Senioren einen Vortrag halten zu dürfen.

GV. Schmid berichtet weiterhin, dass beschlossen wurde, aufgrund der in den letzten Jahren immer höher steigenden Kosten der Muttertagsaktion die freien Eintritte ab heuer nur noch für Mütter zu gewähren. 

Beim letzten Seniorennachmittag hat das Rote Kreuz auf Initiative der Seniorenbetreuung und des Sozialausschusses „Essen zu Hause“ und „Notfallpiepserl“ vorgestellt. Auch diese Aktion war sehr gut besucht (über 80 Leute) und ist sehr gut angekommen. GV. Schmid berichtet darüber, wie „Essen zu Hause“ funktioniert und wird in der Gemeinde Broschüren darüber auflegen. Das Essen wird von der Firma Gourmet in Niederösterreich geliefert, nächstes Jahr soll die Firma eventuell besucht werden. 

Der Bericht wird zur Diskussion gestellt.

Der Bürgermeister stellt zum Bericht fest, dass er „Essen zu Hause“ für eine sehr gute Lösung hält. Man kann relativ kurzfristig bestellen, es schmeckt gut, usw.
GR. Leypold stellt fest, dass er die Aktionen, die der Sozialausschuss veranstaltet, sehr gut findet und er der Meinung ist, dass der Sozialausschuss bei GV. Schmid in sehr guten Händen ist. Vom Bürgermeister sowie den Mitgliedern der Gemeindevertretung wird dieser Meinung zugestimmt.

GR. Schörghofer berichtet als Obmann des Bauausschusses über die letzte Sitzung am 24. Februar 2006 unter anderem darüber, dass bei der Sitzung über die Pläne bezüglich Baulandmodell beraten wurde, es wurden einige Änderungen vorgeschlagen, welche auch großteils bei der Bauverhandlung, die kurz darauf stattfand, berücksichtigt wurden. Weiters berichtet er, dass die Sachlage bei der Umwidmung Prähauser diskutiert wurde, die Planung der Elektronikfirma MSS (ist schon bauverhandelt, Angestellte ca. 15) wurden beraten, die Straßenführung beim Gewerbegebiet – wie auch heute in der Sitzung der Gemeindevertretung – wurde diskutiert. Weiters berichtete der Bürgermeister über den Schneeschaden im Kindergarten Anthering. 

Weiters berichtet er, dass DI. Architekt Robert Lechner der neue bautechnische Sachverständige der Gemeinde ist (teilweise bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung angestellt, teilweise Privatgutachter für Gemeinden). Der Nachteil für die Bauwerber ist, dass er teurer ist (pro halbe Stunde € 32,--, bisher kostete der Amtssachverständige € 10,-- pro halbe Stunde). 

GR. Frauenlob berichtet als Stellvertreter des für die heutige Sitzung entschuldigten Obmannes des Umweltausschusses, GV. Hofer, über die Sitzung des Umweltausschusses am 22. November 2005. Da GV. Hofer bei der Sitzung der Gemeindevertretung am 

20. Dezember 2005 ebenfalls entschuldigt war, wurde der Bericht über diese Sitzung vertagt, da GV. Hofer den Bericht gerne selbst machen wollte. GR. Frauenlob berichtet unter anderem darüber, dass sich GV. Hofer bei seinem Vorgänger GR. Frauenlob für die geleistete Arbeit bedankt hat. 

Weiters erzählt er über den Besuch bei der SAB zur Eröffnung des Umwelt-Infopoints FOCUS in Siggerwiesen, bei der er mit dem Bürgermeister und der Amtsleiterin war. 

GV. Hofer und die Umweltberaterin Mag. Schnell waren auf einem Umwelttag, über den GR. Frauenlob kurz berichtet. Es wurde bei der Sitzung auch eine Zwischenbilanz über die bisher abgegebenen Gartenabfall- und Sperrmüllsammelscheine gezogen.

Frau Mag. Schnell hat bei der Sitzung des Umweltausschusses über die Probleme bei den Altpapiercontainersammelstellen berichtet. Besonders beim Sammelbehälter ADEG treten immer wieder massive Probleme auf (Restmüllentsorgung, Überfüllung, usw.). Sollte sich die Lage nicht bessern, muss überlegt werden, die Altpapiercontainer zu entfernen. 

Darüber erfolgt eine kurze Diskussion.

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen, dankt der Bürgermeister für die Berichte. 
Zu Punkt 13.)

Der Bürgermeister berichtet über die bisher angefallenen Kosten für den Winterdienst im Winter 2005/2006. Das Budget für das Jahr 2005 betrug in diesem Bereich € 32.000,--, die angefallenen Kosten betrugen € 71.571,48 (Differenz € 39.571,48). Für das Jahr 2006 wurden € 40.000,-- veranschlagt, bis Ende März 2006 wurde bis auf 
€ 4.000,-- bereits der Rahmen ausgeschöpft. 

Weiters berichtet er über ein Schreiben der Kindergartenleiterin Veronika Schittenberger vom 24. März 2006, in dem sie bekanntgibt, dass sie ab dem Kindergartenjahr 2006/2007 die Leitung für den Kindergarten Anthering abgeben will und mit 75 % oder 80 % Beschäftigungsausmaß angestellt bleiben möchte. Weiters liegt ein Schreiben der gruppenführenden Kindergartenpädagogin Barbara Speil vor, die sich um die Leitung bewirbt. Der Bürgermeister stellt dazu fest, dass er Frau Speil für eine sehr kompetente Kindergartenpädagogin hält und es sehr befürwortet, dass sie als Leiterin bestimmt wird. Die Beschlüsse sollen in der nächsten Sitzung des Gemeindevorstandes gefasst werden. 

Der Bürgermeister gibt weiters einige Termine bekannt:

· Mittwoch, 19.4.2006, 19:30 Uhr, Gemeindevorstand, anschließend 1. Sitzung der „Arbeitsgruppe Budget“.

· Donnerstag, 4.5.2006, 19:30 Uhr, 2. Gemeindeversammlung im Kulturraum.

· Dienstag, 16.5.2006, Vorstellung „Betreubares Wohnen“ im Kulturraum

GR. Humer schlägt vor, für den nächsten Winter vorsorgend bei Bauern anzufragen, ob die Schneemassen gegen Bezahlung – wenn der Platz beim Tennisclub zu klein werden sollte – auf Wiesen abgelagert werden könnten. 

GV. A. Luginger berichtet dazu, dass sehr wohl Bauern auch schon in diesem Winter bereit gewesen wären, Flächen zur Verfügung zu stellen, es jedoch mit den Schneeräumfahrzeugen nicht möglich war, die Flächen zu befahren, da diese nicht gefroren waren.

GR. Humer lädt alle Mitglieder der Gemeindeversammlung zum 1. Maifest der SPÖ Anthering am 1. Mai 2006 beim Adeg, Grillfest mit Beginn um 10:00 Uhr, bei dem der Bürgermeister den Ehrenschutz übernimmt, herzlich ein.

GV. Schmid  äußert seine Sorgen betreffend Ansiedelung der Firma Schenker und bittet darum, dass sich die Gemeinde schon vorher absichern soll, dass ein entsprechender Lärmschutz für den Bereich Leberersiedlung errichtet wird. Weiters stellt er fest, dass man gemeinsam mit Oberndorf/Laufen versuchen sollte, die Brücke von Deutschland Richtung Salzburg zu bauen bzw. in Weitwörth. 

Im Bereich des Schutzweges bei der Volksschule regt er eine Ampelregelung für Fußgänger an. 

Der Bürgermeister sagt zu, dies bei der BH im Zuge der Ortsdurchfahrtsverbots-Verhandlung anzuregen. 
GV. Schmid stellt die Frage, ob es möglich ist, dass die Gemeinde die runden Geburtstage und goldenen Hochzeiten usw. an die Presse weitergibt.

Der Bürgermeister verneint dies, da dies den Datenschutz verletzten würde. Bei den runden Geburtstagen bzw. Goldenen Hochzeiten, du denen er mit dem Vizebürgermeister gratulieren geht, kann er gerne Fotos machen und diese an die Presse schicken. 

GV. Schmid stellt weiters die Frage, wie der neue „Rundweg“ beim Thomabauern heißen wird, worauf der Bürgermeister alle Mitglieder der Gemeindevertretung bittet, Vorschläge einzubringen. Als letztes berichtet GV. Schmid, dass die Mitterstraße „absackt“ und dringend saniert gehört. 

GR. Frauenlob lädt die Mitglieder der Gemeindevertretung am 7. Mai 2006 (ab 1. Mai ist Woche der Landwirtschaft) zum „Tag der offenen Stalltüre“ auf seinem Hof ein.

GV. W. Dürnberger stellt die Frage, wie die Schneeräumung auf den Gehsteigen ankommt, worauf der Bürgermeister antwortet, dass dies dankend angenommen wird und die Gemeinde absolut das richtige Gerät dafür gekauft hat.

GR. Schörghofer regt an, ob man nicht in den Riegeten Straßenbezeichnungen überlegen sollte, da es immer wieder Probleme mit GPS-Geräten gibt, die die Adressen nicht finden. Weiters lädt er alle Mitglieder der Gemeindevertretung zur Generalversammlung der Raiba Anthering am 7. April 2006 ein. Er stellt weiters fest, dass man bezüglich Bau der Autobahnauffahrt Hagenau nichts mehr hört und er dafür wäre, diesbezüglich eine Resolution zu verfassen.
GR. Humer antwortet dazu, dass er von seinem Bruder weiß, dass vor kurzem die Wasserrechtsverhandlungen waren und in Kürze damit begonnen wird.  

Der Bürgermeister antwortet dazu, dass momentan geprüft wird, ob der Gitzentunnel einen Sinn macht. Er ist auch dafür, dass Anthering offiziell deponieren soll, dass die Gemeinde für die Auffahrt Hagenau wäre. 

GR. Auer stellt die Frage, wie es mit unserem Geh- und Radweg ausschaut.

Der Bürgermeister hat mit dem Sekretär von LR. Blachfellner gesprochen – unser Geh- und Radweg wird derzeit noch nicht gebaut. 

GV. Canaval stellt die Frage, ob die Fläche in Siggerwiesen für die Fa. Schenker schon gewidmet ist? Weiters fragt er, ob es stimmt, dass mit 500 LKW pro Tag gerechnet wird und ob der bestehende Kreisverkehr den zusätzlichen Verkehr aufnehmen kann.

Der Bürgermeister antwortet dazu, dass die Fläche noch nicht gewidmet ist, erklärt den momentanen stand und erläutert, dass laut Verkehrsstudie mit ca. 200 bis 250 PKW und etwa 200 – 250 LKW pro Tag gerechnet werden muss und der Kreisverkehr das laut dieser Studie aufnimmt. 

Es erfolgt eine kurze Diskussion darüber. 

Da die Tagesordnung erschöpft ist und keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, schließt der Bürgermeister um 23:00 Uhr die Sitzung. 

Der Schriftführer







Der Bürgermeister 
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